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Einfihrung

Einfihrung

Alleinerziehende Miitter und Viter und ihre Kinder miissen
besonders unterstitzt werden. Sie gehdren zu den Familien
in Deutschland, die besonders viel leisten. Alleinerziehende
Miitter und Viter miissen die Aufgaben der Haushaltsfiih-
rung, die Betreuung und Erziehung des Kindes und die
Erwerbstitigkeit haufig allein bewiéltigen. Viele Alleinerzie-
hende sind hoch motiviert und wollen den Lebensunterhalt
fir sich und ihre Kinder aus eigenen Kriften sichern. Sie
unternehmen auflerordentlich grofle Anstrengungen, ihr
Leben mit Beruf und Familie zu meistern und ihren Kindern
gute Entwicklungsperspektiven zu geben. Die Bundesregie-
rung unterstiitzt Alleinerziehende dabei in vielen Bereichen.

Verschirft sich die besondere Lebenssituation von Allein-
erziehenden noch, indem das Kind keinen oder nicht mindes-
tens Unterhalt in Hohe des gesetzlichen Mindestunterhalts
bekommt, missen Alleinerziehende nicht nur den Unterhalts-
anspruch ihres Kindes verfolgen, sondern auch selbst im
Rahmen der eigenen Leistungsfahigkeit fir den ausfallenden
Unterhalt aufkommen. Schnell ist man dann auf Unterstiit-
zung angewiesen.

Hier helfen der Unterhaltsvorschuss und die Unterhaltsaus-
fallleistung nach dem Unterhaltsvorschussgesetz (im Folgen-
den kurz ,Unterhaltsvorschuss” genannt). Es handelt sich
dabei um eine wichtige Leistung fir Alleinerziehende und vor
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allem fur ihre Kinder. Der Unterhaltsvorschuss entlastet,
wenn der Barunterhalt des anderen Elternteils ausbleibt. Er
unterstiitzt damit die Alleinerziehenden in ihrer schwierigen
Lebenssituation, ohne den unterhaltspflichtigen Elternteil aus
der Verantwortung zu entlassen.

Seit dem 1. Juli 2017 gilt keine Hochstbezugsdauer mehr und
der Unterhaltsvorschuss wird bis zur Volljahrigkeit des Kindes
gezahlt. Mit dem Ausbau des Unterhaltsvorschusses wird
gewdhrleistet, dass der Staat mit Unterhaltsvorschuss oder
SGB II-Leistungen liickenlos fiir alle Kinder einspringt, wenn
sie ihnen zustehende Unterhaltszahlungen nicht erhalten.
Damit sichert der Unterhaltsvorschuss verlasslich die wirt-
schaftliche Stabilitat der Familien.

Diese Broschiire beantwortet grundsétzliche Fragen zum
Unterhaltsvorschuss: Wer hat Anspruch? Wo und wie wird der
Anspruch geltend gemacht? Wer muss den Vorschuss zurtick-
zahlen? Wird die Leistung auch erbracht, wenn der andere
Elternteil gar keinen Unterhalt zahlen kann? Die Broschiire
gibt auch Hinweise auf weitere Publikationen und andere
Leistungen, Einrichtungen und Rechtsvorschriften, die helfen
konnen, die besondere Lebenssituation zu meistern.

Dariiber hinaus ist es wichtig, frithzeitig bei den zustandigen
Stellen Beratung in Anspruch zu nehmen. Zu Fragen des
Unterhaltsvorschusses ist das Jugendamt der richtige
Ansprechpartner.
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I.

Informationen zum
Unterhaltsvorschuss

Wer erhilt Unterhaltsvorschuss?

Unterhaltsleistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz
sind Unterhaltsvorschussleistungen oder Unterhaltsausfall-
leistungen (im Folgenden kurz ,,Unterhaltsvorschuss).

Diese erhilt ein Kind, wenn es

I in Deutschland einen Wohnsitz oder seinen gewéhnlichen
Aufenthalt hat und

I hier bei einem alleinerziehenden Elternteil lebt und

I von dem anderen Elternteil nicht oder nur teilweise oder
nicht regelmifig Unterhalt in Hohe des gesetzlichen
Mindestunterhalts gemafd § 1612a Abs. 1 Biirgerliches
Gesetzbuch (BGB) erhilt und

I das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.

Fiir ein Kind zwischen 12 und unter 18 Jahren besteht

zusétzlich die Voraussetzung, dass

I das Kind nicht auf Leistungen nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch (SGB II) angewiesen ist oder

I der alleinerziehende Elternteil im SGB II-Bezug ein eigenes
Bruttoeinkommen von mindestens 600 Euro monatlich
erzielt.
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Ein Elternteil ist nicht alleinerziehend, wenn er

I verheiratet ist und nicht dauernd getrennt lebt,

I unverheiratet mit dem anderen Elternteil zusammenlebt
oder

I nicht eindeutig die tiberwiegende Erziehungsverantwortung
tragt.

Das Kind und der alleinerziehende Elternteil miissen in einem
Haushalt zusammenleben. Dies muss nicht der eigene Haus-
halt des Elternteils sein. Die Voraussetzung ist z. B. auch
erfullt, wenn Elternteil und Kind im Haushalt der GrofReltern
zusammenleben.

Auch bei einer ausbildungsbedingten Abwesenheit des Kindes
zihlt das Kind zum Haushalt des alleinerziehenden Elternteils,

wenn es seinen Lebensmittelpunkt dort weiterhin hat.

Gelten besondere Voraussetzungen fir
Auslanderinnen und Auslander?

Auslianderinnen und Ausldnder aus Mitgliedsstaaten der
Européischen Union (EU), aus Island, Liechtenstein, Norwegen
und der Schweiz haben ebenso wie deutsche Staatsangehorige
dann einen Anspruch auf Unterhaltsvorschuss, wenn sie in
Deutschland wohnen.

Anderen Kindern, die nicht die deutsche Staatsangehorigkeit
haben, aber in Deutschland wohnen, wird Unterhaltsvor-
schuss gezahlt, wenn ihr Aufenthalt in Deutschland nach der
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Artihres Aufenthaltstitels oder des Aufenthaltstitels des
betreuenden Elternteils voraussichtlich dauerhaft ist. Wer
zum Beispiel eine Niederlassungserlaubnis oder eine Erlaubnis
zum Daueraufenthalt-EU besitzt, erfiillt diese Voraussetzun-
gen ohne Weiteres. Wer zum Beispiel eine Blaue Karte EU
oder eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, muss je nach Art des
Aufenthaltstitels weitere Voraussetzungen erfiillen. Wer

eine Beschiftigungsduldung hat, kann ebenfalls seit dem

1. Januar 2020 Unterhaltsvorschuss erhalten. Ausldnderinnen
und Ausldnder, die eine Aufenthaltsgestattung (wahrend eines
Asylverfahrens) oder eine Duldung haben, konnen keinen
Unterhaltsvorschuss bekommen.

Auch bei Fragen zu diesem Thema beraten die
Unterhaltsvorschuss-Stellen.

Wie hoch ist der Unterhaltsvorschuss?

Die Hohe des Unterhaltsvorschusses hangt vom Alter des
Kindes ab und richtet sich nach dem fir die betreffende
Altersstufe festgelegten gesetzlichen Mindestunterhalt, dessen
Hohe im Biirgerlichen Gesetzbuch (BGB) geregelt ist. Auf den
Mindestunterhalt wird das volle Kindergeld fiir ein erstes
Kind angerechnet.

Seit dem 1. Januar 2020 betrdgt der Unterhaltsvorschuss:
I 165 Euro monatlich fiir Kinder bis zu 5 Jahren,

I 220 Euro monatlich fiir Kinder von 6 bis 11 Jahren,

I 293 Euro monatlich fiir Kinder von 12 bis 17 Jahren.

11
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Von den genannten Unterhaltsvorschussbetrigen werden

abgezogen:

I Unterhaltszahlungen des anderen Elternteils,

I Waisenbeziige, die das Kind nach dessen Tod oder nach
dem Tod eines Stiefelternteils erhalt, und

I beiKindern, die keine allgemeinbildende Schule mehr
besuchen, unter bestimmten Voraussetzungen auch anderes
Einkommen des Kindes.

Was ist anderes anzurechnendes Einkommen?

Bei Kindern, die keine allgemeinbildende Schule mehr besu-
chen, mindert sich die Unterhaltsvorschussleistung nicht nur
durch Unterhalt und Waisenbeziige, sondern auch durch

anderes Einkommen.

Als Einkommen gilt insbesondere: Erwerbseinkommen, Aus-
bildungsvergiitungen, aber auch etwa Vermégenseinkiinfte.

Bei einer Ausbildungsvergiitung werden zum Beispiel pau-
schal 100 Euro als ausbildungsbedingter Aufwand anerkannt
und pauschal 83,33 Euro als Werbungskosten abgezogen. Die
Einkiinfte werden sodann zur Hilfte auf den Unterhaltsvor-
schuss angerechnet. Unter Umstidnden kann daher zum Bei-
spiel neben einer Ausbildungsvergiitung auch noch ein teil-
weiser Anspruch auf Unterhaltsvorschuss bestehen.

Einkommen von Kindern, die noch nicht zur Schule gehen
oder noch eine allgemeinbildende Schule besuchen, bleibt
von vornherein unbertcksichtigt.
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Einkiinfte des alleinerziehenden Elternteils werden auf den
Unterhaltsvorschuss nicht angerechnet.

Wie lange wird der Unterhaltsvorschuss gezahlt?

Der Unterhaltsvorschuss wird bei Vorliegen der ibrigen Vor-
aussetzungen dauerhaft bis zur Volljahrigkeit des Kindes
(18. Geburtstag) gezahlt.

Kann Unterhaltsvorschuss auch rickwirkend
gezahlt werden?

Der Unterhaltsvorschuss kann riickwirkend auch fiir den
Monat vor der Antragstellung gezahlt werden, wenn die
gesetzlichen Voraussetzungen bereits in dieser Zeit erfiillt
waren. Dazu gehort auch, dass Unterhaltszahlungen von dem
anderen Elternteil eingefordert wurden.

Wann ist der Anspruch ausgeschlossen?

Der Anspruch auf den Unterhaltsvorschuss ist ausgeschlossen,

wenn Sie als alleinerziehender Elternteil

I sich weigern, iber den zahlungspflichtigen Elternteil Aus-
kinfte zu erteilen,

I sich weigern, bei der Feststellung der Vaterschaft oder des
Aufenthalts des anderen Elternteils mitzuwirken, oder

I verheiratet oder verpartnert sind und nicht dauernd ge-
trennt leben oder

13
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I unverheiratet mit dem anderen Elternteil des Kindes
zusammenleben,
oder wenn der andere Elternteil

I Unterhalt mindestens in Hohe der in der Altersstufe
mafigeblichen Unterhaltsvorschussleistung zahlt.

Auch in Fillen, in denen sich der Elternteil die Betreuung des
Kindes mit dem anderen Elternteil so teilt, dass er selbst nicht
eindeutig die iberwiegende Erziehungsverantwortung trigt,
besteht kein Anspruch auf Unterhaltsvorschuss. Dies gilt
insbesondere dann, wenn das Kind regelméfiig die Halfte der
Zeit bei dem anderen Elternteil wohnt (sogenanntes Wechsel-
modell), kann aber auch schon bei einer Mitbetreuung in
grofierem Umfang, die nicht die Hilfte erreicht, der Fall sein.
Im Einzelfall berit die zustindige Unterhaltsvorschuss-Stelle.

Was miussen Sie tun, um Unterhaltsvorschuss
zu erhalten?

Den Unterhaltsvorschuss miissen Sie schriftlich beantragen.
Ein mindlicher Antrag (z. B. durch Telefonanruf) gentigt nicht.
Der Antrag ist von Thnen bei der zustindigen Unterhaltsvor-
schuss-Stelle - in der Regel beim zustdndigen Jugendamt - zu
stellen. Das ist das Jugendamt, in dessen Bezirk Ihr Kind lebt.
Thr Jugendamt konnen Sie iber die Postleitzahl-Suche im
Familienportal finden (https://familienportal.de/
familienportal/familienleistungen/unterhaltsvorschuss).

Das Antragsformular und das Merkblatt zum Unterhaltsvor-
schuss erhalten Sie bei der zustdndigen Stadt-, Gemeinde- oder
Kreisverwaltung oder dem Jugendamt. Das Jugendamt hilft
Ihnen auf Wunsch beim Ausfiillen des Antrags.


https://familienportal.de/familienportal/familienleistungen/unterhaltsvorschuss
https://familienportal.de/familienportal/familienleistungen/unterhaltsvorschuss
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Wie wird der Unterhaltsvorschuss gezahlt?

Der Unterhaltsvorschuss wird kalendermonatlich im Voraus
gezahlt. Eine weitergehende Vorauszahlung ist nicht moglich.
Besteht der Unterhaltsvorschussanspruch Ihres Kindes nicht
fiir den ganzen Monat, so wird er anteilig berechnet.

Wie erfahren Sie von der Entscheidung?

Auf Thren Antrag hin erhalten Sie einen schriftlichen

Bescheid. Darin wird [hnen mitgeteilt, ob

I dem Antrag in vollem Umfang entsprochen wird,

I dem Antrag nicht oder nicht in vollem Umfang entsprochen
werden kann oder

I der Unterhaltsvorschuss herabgesetzt oder die Zahlung
ganz eingestellt werden muss.

Aus dem Bescheid konnen Sie entnehmen,

I fiir welches Kind die Leistung bestimmt ist,

I wie hoch die monatliche Leistung ist,

I fiir welchen Zeitraum sie bewilligt wird und

I welche Betrige gegebenenfalls angerechnet werden.

Was konnen Sie gegen eine Entscheidung tun?

Wird dem Antrag nicht oder nicht voll entsprochen, konnen
Sie die Entscheidung nochmals von einer anderen Stelle {iber-
priifen lassen. Wie Sie gegen den Bescheid vorgehen kénnen,
konnen Sie der Rechtsbehelfsbelehrung des Bescheides ent-
nehmen. Bitte beachten Sie hierbei die in der Rechtsbehelfs-
belehrung genannte Frist und die Form.

15
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In welchen Fillen muss der Unterhaltsvorschuss
zuriickgezahlt werden?

Hat das Kind zu Unrecht Unterhaltsvorschuss erhalten,

miissen Sie den Betrag ersetzen, wenn und soweit Sie

I die Uberzahlung verursacht haben durch vorsitzlich oder
grob fahrlassig falsche oder unvollstindige Angaben oder
durch nicht rechtzeitige Anzeige einer Verinderung in den
Verhiltnissen, die fiir die Leistung erheblich sind (s. nichs-
ter Abschnitt), oder

I wussten oder zumindest wissen mussten, dass dem Kind der
Unterhaltsvorschuss nicht oder nicht in der gezahlten Héhe
zustand.

Das Kind muss den Unterhaltsvorschuss zurtickzahlen, wenn

es wihrend des Unterhaltsvorschussbezuges

I von dem anderen Elternteil in einem Monat Unterhalt
erhalten hat, der auf den in demselben Monat gezahlten
Unterhaltsvorschuss nicht angerechnet wurde,

I Waisenbeziige erhalten hat, die bei der Berechnung der
Hohe des Unterhaltsvorschusses hitten angerechnet werden
mussen, oder

I anderes anzurechnendes Einkommen, etwa Erwerbs-
einkommen oder Ausbildungsvergiitung, erzielt hat.
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Was miussen Sie beachten, wenn Sie Unterhalts-
vorschuss beantragt haben?

Schon ab Antragstellung und fiir die gesamte Zeit des Leis-
tungsbezugs miissen Sie der Unterhaltsvorschuss-Stelle unver-
ziiglich alle Anderungen in den Verhiltnissen mitteilen, die
fiir den Anspruch von Bedeutung sein konnen oder iiber die
Sie im Zusammenhang mit dem Unterhaltsvorschussgesetz
Erklarungen abgegeben haben. Mitteilungen an andere Behor-
den (z.B. an die Gemeindeverwaltung oder das Einwohner-
meldeamt) gentigen nicht.

Das Jugendamt miissen Sie insbesondere sofort benachrich-

tigen, wenn

I das Kind nicht mehr bei Ihnen lebt,

I Sie heiraten, auch wenn die Ehepartnerin bzw. der
Ehepartner nicht der andere Elternteil ist,

I Sie mit dem anderen Elternteil zusammenziehen,

I Sie umziehen,

I Thnen der bisher unbekannte Aufenthalt des anderen
Elternteils bekannt wird,

I der andere Elternteil gestorben ist,

I der andere Elternteil regelmiflig Unterhalt fiir das Kind
zahlen will oder bereits zahlt,

I das Kind keine Schule mehr besucht,

I sich bei Kindern, die nicht mehr die Schule besuchen,
das Einkommen dndert.

Wenn Sie dieser Anzeigepflicht nicht nachkommen, sind Sie
zum Ersatz des zu viel gezahlten Unterhaltsvorschusses ver-
pflichtet. Die vorsatzliche oder fahrlissige Verletzung dieser
Anzeigepflicht kann auflerdem mit einem Bufigeld geahndet
werden.

17
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Wann wird der Anspruch auf Unterhalts-
vorschuss tiberprift?

Die Unterhaltsvorschuss-Stelle priift jahrlich, ob alle
Voraussetzungen fiir den Anspruch auf Unterhaltsvorschuss

noch vorliegen.

Um diese Uberpriifung zu erméglichen, werden Sie vom
Jugendamt aufgefordert, entsprechende Fragen zu
beantworten und Unterlagen vorzulegen.

Muss der andere Elternteil jetzt keinen Unterhalt
zahlen?

Der andere (barunterhaltspflichtige) Elternteil soll nicht
entlastet werden, wenn der Staat dem Kind Unterhaltsvor-
schuss zahlt. Daher gehen etwaige Unterhaltsanspriiche des
Kindes gegen den anderen Elternteil in Hohe des Unterhalts-
vorschusses auf das Land Gber. Das Land macht diese Anspri-
che geltend. Es klagt sie gegebenenfalls ein und vollstreckt sie.

Der andere Elternteil wird sofort tiber die Beantragung des
Unterhaltsvorschusses informiert und zur Zahlung bzw. zur
Auskunft iiber seine Einkommensverhiltnisse aufgefordert.
Er muss insbesondere darlegen, dass er alle zumutbaren
Anstrengungen unternommen hat, seiner Leistungsverpflich-
tung vollstindig nachzukommen. Wirkt der andere Elternteil
nicht mit, kann die Unterhaltsvorschuss-Stelle zur Uberprii-
fung z.B. unter bestimmten Voraussetzungen Angaben iiber
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seine Bankkonten beim Bundeszentralamt fiir Steuern abfra-
gen. Die Unterhaltsvorschuss-Stelle kann aufierdem bestimm-
te Informationen bei seiner Arbeitgeberin oder seinem Arbeit-
geber, beim Finanzamt, bei Versicherungsunternehmen und
bei anderen Sozialleistungstragern einholen.

Wenn der Staat den vorausgeleisteten Unterhalt bei dem
anderen Elternteil zurtickholt, hat dies auch fur Sie und Ihr
Kind grofe praktische Bedeutung. Setzt der Staat namlich
seinen Anspruch erfolgreich durch, ist es durch die Klarung
der Rechtslage leichter, auch direkt regelmaflig Unterhalt fiir
das Kind vom Zahlungspflichtigen zu bekommen.

Wie wirkt sich der Unterhaltsvorschuss auf
andere Sozialleistungen aus?

Der Unterhaltsvorschuss gehort zu den Mitteln, die den
Lebensunterhalt des Kindes decken sollen. Er schliefdt den
Anspruch des Kindes auf Sozialgeld, Arbeitslosengeld II,
Sozialhilfe oder Kinderzuschlag und Wohngeld nicht aus. Er
wird aber als vorrangige Sozialleistung auf diese Leistungen
angerechnet. Beim Kinderzuschlag wird der Unterhaltsvor-
schuss nur zu 45 Prozent angerechnet. Soweit der notwendige
Lebensunterhalt durch den Unterhaltsvorschuss nicht voll-
stindig gedeckt wird, kommen erginzend Sozialgeld, Arbeits-
losengeld 11, Sozialhilfe, Kinderzuschlag oder Wohngeld in
Betracht.
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Wer hilft Ihrem Kind bei weitergehenden
Unterhaltsanspriichen?

Wenn Sie weitergehende Unterhaltsanspriiche des Kindes
gegen den anderen Elternteil geltend machen wollen, kénnen
Sie vom zustdndigen Jugendamt Beratung und Unterstiitzung
erhalten. Wenn Thnen die alleinige elterliche Sorge fiir das
Kind zusteht, konnen Sie durch einen schriftlichen Antrag
beim Jugendamt die Beistandschaft des Jugendamtes herbei-
fihren. Bei gemeinsamer elterlicher Sorge kdnnen Sie den
Antrag stellen, wenn sich das Kind in Threr Obhut befindet.
Das Jugendamt ibernimmt bei einer Beistandschaft fiir das
Kind die Geltendmachung und Durchsetzung der Unterhalts-
anspriiche.
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II1.

Kindesunterhalt und weitere
rechtliche Fragen

Kindesunterhalt

Grof3eltern, Eltern, Kinder, aber zum Beispiel auch Eheleute
sind einander unterhaltspflichtig. Dabei hat der Unterhalt
von Eltern fiir ihre minderjahrigen Kinder Vorrang vor allen
anderen Unterhaltsanspriichen.

Leben die Eltern eines minderjiahrigen Kindes getrennt, leistet
der Elternteil, bei dem das Kind aufwéchst, seinen Unterhalts-
beitrag in der Regel durch Pflege und Erziehung des Kindes.
Der andere Elternteil ist barunterhaltspflichtig.

Voraussetzung des Unterhaltsanspruchs sind die Bediirftigkeit
des Kindes und die Leistungsfihigkeit des unterhaltsver-
pflichteten Elternteils. Bediirftigkeit ist gegeben, wenn und
soweit das Kind seinen Bedarf nicht durch eigenes Einkom-
men decken kann. Der Unterhaltsverpflichtete ist leistungs-
fahig, wenn und soweit er den Unterhalt ohne Gefihrdung
seines eigenen angemessenen Unterhalts zahlen kann. Gegen-
Uiber minderjihrigen Kindern steht ihm nur der notwendige
Selbstbehalt zu.

Der Mindestunterhalt fiir minderjéhrige Kinder richtet
sich nach dem Existenzminimum des Kindes und wird alle
zwei Jahre durch eine Rechtsverordnung festgelegt.

21
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Das
Kindschaftsrecht

Kindesunterhalt und weitere rechtliche Fragen

Ist der unterhaltsverpflichtete Elternteil zur Zahlung des
Mindestunterhalts verpflichtet, so errechnet sich der zu zah-
lende Betrag aus dem Mindestunterhalt abziiglich des halfti-
gen Kindergeldes fiir das jeweilige Kind.

Grundsitzlich gilt: Je mehr unterhaltsrechtlich relevantes
Einkommen beim Unterhaltsverpflichteten vorhanden ist,
desto hoher ist seine Unterhaltspflicht. Die Richterinnen und
Richter des OLG Diisseldorf haben dazu eine Richtlinie entwi-
ckelt (sog. Diisseldorfer Tabelle), die bundesweit fiir die Bemes-
sung der Hohe eines Unterhaltsanspruchs im Einzelfall ver-
wendet wird.

Einzelheiten zum Unterhaltsrecht finden Sie im Internetan-
gebot des BMJV unter www.bmjv.de und zur ,,Diisseldorfer
Tabelle” unter www.olg-duesseldorf.nrw.de.

Kindschaftsrecht, insbesondere Sorge- und
Umgangsrecht

Oft bestehen Fragen bei der Kldrung der Abstammung des
Kindes, bei der elterlichen Sorge, beim Umgang und zum
Namen des Kindes sowie zum Kindesunterhalt und zum
gerichtlichen Verfahren.

Informationen enthilt die Broschiire ,Das Kindschaftsrecht*.
Diese finden Sie unter www.bmjv.de in der Rubrik ,,Publika-
tionen“. Bestelladresse siehe Seite 43.


http://www.bmjv.de
http://www.olg-duesseldorf.nrw.de
http://www.bmjv.de
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Eherecht, insbesondere Betreuungs-, Trennungs-

und Ehegattenunterhalt Das Eherecht
Wer sein Kind nach einer Trennung allein erzieht, hat oft *
Fragen zu den rechtlichen Folgen von Trennung und Schei- >
dung, insbesondere auch zum Unterhaltsrecht.

be

Informationen enthilt die Broschiire ,Das Eherecht”.
Diese finden Sie unter www.bmjv.de in der Rubrik “
,Publikationen®. Bestelladresse siehe Seite 43.

Beistandschaft
Jeder Elternteil, der allein sorgeberechtigt ist, oder bei gemein-
samer elterlicher Sorge derjenige, in dessen Obhut sich das
Kind befindet, kann beim Jugendamt zur Geltendmachung Die
von Unterhaltsanspriichen des Kindes eine Beistandschaft Beistandschaft

beantragen. Sie umfasst neben Beratung und Unterstiitzung
auch die Vertretung des Kindes im Prozess.

Fragen und Antworten zur Beratung und Unterstiitzung
bei Vaterschaftsfeststellung und Kindesunterhalt enthilt
die Broschiire ,,Die Beistandschaft®. Diese finden Sie als

Download unter www.bmfsfj.de in der Rubrik ,,Service/
Publikationen®. Bestelladresse siehe Seite 43.



http://www.bmjv.de
http://www.bmfsfj.de
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Beratungshilfe und Prozess-/Verfahrens-
kostenhilfe

Wenn Sie Ihr Kind allein erziehen und von dem anderen
Elternteil fiir das Kind keinen oder nur unzureichend Unter-
halt erhalten, kann es sein, dass Sie Ihre Rechte und die des
Kindes notfalls gerichtlich durchsetzen miissen. Auch wenn
Ihnen die finanziellen Mittel hierfir fehlen, konnen Sie unter
bestimmten gesetzlich geregelten Voraussetzungen kostenlose
Rechtsberatung auflerhalb eines gerichtlichen Verfahrens und
Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe in Anspruch nehmen,
wenn ein Gericht mit der Angelegenheit befasst werden muss.

Niheres zur Beratungs- und Prozess-/Verfahrenskostenhilfe
finden Sie in der Broschiire ,,Beratungshilfe und Prozesskosten-
hilfe“, die Sie zum Download unter www.bmjv.de unter
,Publikationen” finden. Bestelladresse siehe Seite 43.


http://www.bmjv.de
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II1.

Sozialleistungen und

steuerliche Entlastungen
Kindergeld

Kindergeld

Familwrbzase
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Alleinerziehende haben in der Regel Anspruch auf Kindergeld
(204 Euro fiir das 1. und 2. Kind, 210 Euro fiir das 3. Kind sowie
235 Euro fiir jedes weitere Kind).

Informationen enthilt das Merkblatt zum Kindergeld.
Bestelladresse siehe Seite 43.. Merkblatt
Weitere Informationen finden Sie unter SRR

www.familienportal.de.

Freibetrige fiir Kinder und weitere Entlastungen
bei der Einkommensteuer

Die steuerlichen Freibetrage fiir Kinder - Kinderfreibetrag
und Freibetrag fiir Betreuungs-, Erziehungs- oder Ausbil-
dungsbedarf - werden gewéhrt, wenn das Kindergeld fiir
die verfassungsrechtlich gebotene Steuerfreistellung des
Existenzminimums des Kindes nicht ausreicht. Seit dem
1. Januar 2020 betrégt der steuerliche Kinderfreibetrag
5.172 Euro. Jedem Elternteil steht grundsatzlich die Hilfte
des Betrages zu.

Der Freibetrag fiir den Betreuungs-, Erziehungs- oder Ausbil-
dungsbedarf betrégt fiir beide Eltern zusammen 2.640 Euro.
Das Finanzamt priift im Rahmen der jahrlichen Einkommen-


http://www.familienportal.de
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steuerveranlagung, ob fiir die Eltern die Freibetrage fiir
Kinder oder das ausbezahlte Kindergeld glinstiger sind. Die-
se Prfung erfolgt automatisch und muss nicht beantragt

werden.

Weitere Entlastungen bei der Einkommensteuer sind insbe-

sondere:

I der Entlastungsbetrag fiir Alleinerziehende in Héhe von
1.908 Euro, der in der Steuerklasse II beriicksichtigt wird;
dieser erhoht sich um je 240 Euro ab dem 2. Kind,

I die steuerliche Berticksichtigung von 2/3 der Kinderbetreu-
ungskosten, max. 4.000 Euro pro Kind bis zur Vollendung
des 14. Lebensjahres, und

I die Beglinstigung bei Inanspruchnahme von haushaltsna-
hen Dienstleistungen sowie bei Beschaftigung von Personen
im Haushalt, z. B. fiir Pflege oder Haushaltstatigkeiten (nach
Einzelnachweis).

Elterngeld und Elternzeit

Elterngeld ist eine Leistung fiir Eltern von Sduglingen und
Kleinkindern. Es soll den Eltern erméglichen, ihr Kind zu

erziehen und zu betreuen.

Elterngeld schafft einen Ausgleich, falls die Eltern weniger
Einkommen haben, weil sie nach der Geburt zeitweise weni-
ger oder gar nicht mehr arbeiten. Dadurch hilft das Elterngeld,
die finanzielle Lebensgrundlage der Familien zu sichern.
Elterngeld gibt es auch fiir Eltern, die vor der Geburt gar kein
Einkommen hatten. Elterngeld gibt es in drei Varianten:
Basiselterngeld, ElterngeldPlus und Partnerschaftsbonus.
Diese Varianten kénnen Eltern miteinander kombinieren.
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Elterngeld kénnen Elternpaare, Alleinerziehende und getrennt
Erziehende bekommen.

Das Basiselterngeld gibt es fiir maximal 14 Monate. Es betrigt
normalerweise 65 Prozent des Nettoeinkommens, das Eltern
vor der Geburt hatten und das nach der Geburt wegféllt.
ElterngeldPlus kénnen Eltern doppelt so lange bekommen
wie Basiselterngeld. Es ist in der Hohe begrenzt auf die Halfte
dessen, was Eltern als Basiselterngeld theoretisch bekommen
wirden, wenn sie nach der Geburt kein Einkommen hitten.
Mit dem Partnerschaftsbonus kénnen Eltern vier zusétzliche
ElterngeldPlus-Monate bekommen. Auch Alleinerziehende
konnen dieses Angebot nutzen. Je nach Einkommen betrégt
das Basiselterngeld zwischen 300 und 1.800 Euro im Monat
und das ElterngeldPlus zwischen 150 und 900 Euro im Monat.

Elternzeit ist eine Auszeit vom Berufsleben fiir Eltern, die ihre
Kinder selbst betreuen und erziehen. Als Arbeitnehmerin
oder Arbeitnehmer kénnen Eltern von ihrer Arbeitgeberin
oder ihrem Arbeitgeber verlangen, dass sie oder er sie bis zu
drei Jahre von der Arbeit freistellt. In dieser Zeit miissen Eltern
nicht arbeiten und erhalten keinen Lohn. Zum Ausgleich
konnen Eltern zum Beispiel Elterngeld beantragen.

Elterngeld,
Elternzeit konnen Eltern vor dem 3. Geburtstag ihres Kindes ElterngeldPlus
nehmen. Einen Teil davon kénnen sie auch im Zeitraum zwi-  und Elternzeit
schen dem 3. und dem 8. Geburtstag nehmen. Wahrend der
Elternzeit diirfen Eltern bis zu 30 Stunden pro Woche arbeiten.

Informationen enthilt die Broschiire ,,Elterngeld,
ElterngeldPlus und Elternzeit“.

Bestelladresse siehe Seite 43.

Weitere Informationen finden Sie unter

www.familienportal.de.


http://www.familienportal.de
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Arbeitslosengeld 11

Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) beinhaltet die
gesetzlichen Vorschriften zur Grundsicherung fiir Arbeit-
suchende. Die Grundsicherung fiir Arbeitsuchende ist ein
steuerfinanziertes staatliches Fiirsorgesystem, das fiir
erwerbsfihige Leistungsberechtigte und die mit ihnen in
Bedarfsgemeinschaft lebenden Angehdrigen vorrangig
Leistungen zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt bzw. eine
Beschiftigung oder Ausbildung erbringt. Auflerdem haben
erwerbsfihige Leistungsberechtigte und die mit ihnen in einer
Bedarfsgemeinschaft lebenden Familienmitglieder bei
Bediirftigkeit Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts als Arbeitslosengeld II. Deshalb steht es
gegebenenfalls auch erginzend (aufstockend) zu, wenn das
Einkommen (z. B. aus Erwerbstatigkeit) nicht vollstindig fiir
den Lebensunterhalt ausreicht. Den besonderen Belangen von
erwerbsfiahigen Leistungsberechtigten, die Kinder erziehen,
wird im SGB II dadurch Rechnung getragen, dass eine
Arbeitsaufnahme nur zumutbar ist, wenn die Erziehung des
eigenen Kindes oder des Kindes der Partnerin bzw. des
Partners bis zur Vollendung des 3. Lebensjahres nicht
gefdhrdet ist.

Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach

dem SGB II umfassen Leistungen in Form der Regelbedarfe
zuzlglich der tatsidchlichen angemessenen Aufwendungen
fir Unterkunft und Heizung. Zudem werden fiir besondere
Lebensumstiande wie Schwangerschaft, Alleinerziehung,

Behinderung oder aus gesundheitlichen Griinden erforder-
liche kostenaufwandige Erndahrung Mehrbedarfe gewiahrt.
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Auflerdem werden fiir erwerbsfihige Leistungsberechtigte

die zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung zu
zahlenden Beitrige ibernommen; privat krankenversicherte
Leistungsberechtigte erhalten einen Zuschuss zu den Versiche-
rungsbeitrigen. Dariiber hinaus kommen etwaige einmalige
Leistungen beispielsweise als Erstausstattung fiir die Wohnung
oder die Erstausstattung fiir Bekleidung bei Schwangerschaft
und Geburt in Betracht. Fiir Kinder und Jugendliche werden
zusatzlich Leistungen fiir Bildung und Teilhabe erbracht. Dazu
gehoren Leistungen fiir die Ausstattung mit persénlichem
Schulbedarf, fiir eintagige Schulausfliige und mehrtégige Klas-
senfahren im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen,
Schilerbeforderung, Lernférderung, gemeinschaftliche Mit-
tagsverpflegung sowie eine Pauschale von 15 Euro fiir die
tatsdchliche Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben.

Auch bei Bezug von Unterhaltsvorschuss kénnen ergidnzende
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts in Betracht
kommen, soweit noch ein Bedarf besteht.

Weitere Informationen enthilt die Broschiire ,,Grundsicherung
fiir Arbeitsuchende - Sozialgesetzbuch - Fragen & Antworten -
SGB II“.

Bestelladresse siehe Seite 43.
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Sozialhilfe

Das Zwolfte Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) beinhaltet die
gesetzlichen Vorschriften zur Sozialhilfe. Die Sozialhilfe ist
eine gesetzlich verankerte Unterstiitzung fiir nichterwerbs-
fahige Menschen, die keinen Anspruch auf Leistungen nach
dem SGB II haben, sowie fiir dltere Personen, die die gesetzlich
verankerte Altersgrenze zum Bezug der Grundsicherung nach
dem Vierten Kapitel SGB XII erreicht haben und bei denen
Hilfebedirftigkeit im Sinne des SGB XII besteht.

Kinder bis zum vollendeten 15. Lebensjahr konnen einen
Anspruch nach dem SGB XII haben, wenn der alleinerziehen-
de Elternteil nicht leistungsberechtigt nach dem SGB Il ist,
sondern ausschlief3lich Leistungen nach dem SGB XII erhilt.
Mafdgeblich ist, dass der Bedarf des Kindes weder aus eigenem
Einkommen und Vermoégen noch aus dem des Elternteiles
gedeckt werden kann. Auch bei Bezug von Unterhaltsvor-
schuss kann ergdnzende Sozialhilfe in Betracht kommen,
soweit noch ein Bedarf besteht. Der besonderen Situation
Alleinerziehender wird dariiber hinaus mit einem Mehrbe-
darfszuschlag Rechnung getragen. Ansonsten umfasst die
Sozialhilfe der Hohe nach im Wesentlichen die gleichen Leis-
tungen zur Sicherung des Lebensunterhalts wie das Arbeitslo-
sengeld II, und zwar in Form der mafigebenden Regelbedarfe
zuziiglich der tatsdchlichen angemessenen Aufwendungen
fiir Unterkunft und Heizung sowie ggf. von Mehr- und Ein-
malbedarfen. Informationen erteilen die Sozialimter.

Weitere Informationen enthilt die Broschiire ,,Sozialhilfe und
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung®.
Bestelladresse siehe Seite 43.
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Kinderzuschlag

Den Kinderzuschlag bekommen Eltern, die genug fir sich
selbst verdienen, aber nicht fiir den gesamten Bedarf der
Familie aufkommen kénnen. Das gilt fiir Alleinerziehende
genauso wie fur Eltern, die ihre Kinder gemeinsam erziehen.
Der Kinderzuschlag wird zusatzlich zum Kindergeld gezahlt,
wirkt also wie ein Zuschlag zum Kindergeld fiir Familien mit
kleinen Einkommen. Dadurch kann vermieden werden, dass
die Familie SGB II-Leistungen beziehen muss. Der Zuschlag
betragt bis zu 185 Euro pro Monat pro Kind. Kindeseinkom-
men, wie zum Beispiel der Unterhaltsvorschuss, wird bertick-
sichtigt, aber nur zu 45 Prozent auf den Kinderzuschlag ange-
rechnet.

Die Leistung wird bei der ortlichen Familienkasse beantragt.
Kinderzuschlagsberechtigte konnen fiir ihre Kinder zusitzlich
Leistungen fiir Bildung und Teilhabe erhalten.

Informationen enthilt das Merkblatt ,,Kinderzuschlag®.
Bestelladresse siehe Seite 43.

Niheres zum Kinderzuschlag und zu den Leistungen
fiir Bildung und Teilhabe finden Sie auch unter
www.familienportal.de.
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Wohngeld 2020
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Wohngeld

Das Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz (WoGG) wird als
Zuschuss gezahlt. Fiir Personen, die Mieterin oder Mieter einer
Wohnung sind, wird es als Mietzuschuss und fir Personen, die
Eigentum an selbst genutztem Wohnraum haben, als Lasten-
zuschuss gewéhrt.

Die Hohe des zu bewilligenden Wohngeldes hingt von

drei Faktoren ab:

I der Anzahl der zu bertiicksichtigenden Haushaltsmitglieder
I der Hohe des Gesamteinkommens

I der Hohe der zuschussfihigen Miete bzw. Belastung.

Bei der wohngeldrechtlichen Einkommensermittlung zihlen
die Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz zum
Jahreseinkommen.

Fiir die Bewilligung ist die 6rtliche Wohngeldbehorde der
Gemeinde-, Stadt-, Amts- oder Kreisverwaltung zustidndig.
Dort sind Informationen und Antrége erhéltlich.

Fiir die bei der Wohngeldbewilligung beriicksichtigten Kin-
der, fiir die Kindergeld bezogen wird, besteht ein Anspruch auf
Leistungen fiir Bildung und Teilhabe nach dem Bundeskin-
dergeldgesetz.

Weitere Informationen enthilt die Broschiire ,Wohngeld 2020 -
Ratschliage und Hinweise®, die Sie auf den Internetseiten des
BMI (www.bmi.bund.de) finden.


http://www.bmi.bund.de
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Ausbildungsférderung

Nach dem Bundesausbildungsférderungsgesetz (BAf6G) wird
bei Vorliegen der Voraussetzungen eine Ausbildungsférderung
erbracht.

In der Regel ist fiir die Antragstellung zustandig: fiir Studie-
rende das Studentenwerk der Hochschule, an der die Studie-
renden immatrikuliert sind, fiir Auszubildende an Abend-
gymnasien, Kollegs, hoheren Fachschulen und Akademien BAfoG
das Amt fiir Ausbildungsfoérderung, in dessen Bezirk sich die
Ausbildungsstatte befindet, fiir alle anderen Schiilerinnen und
Schiiler das Amt fiir Ausbildungsforderung der Stadt-/Kreis-
verwaltung am Wohnort der Eltern. Dort sind Informationen

und Antrage erhaltlich.

Das BAFSG: Starke
Férderung fiir Studierende,
Schlerinnen und Schiler

Weitere Informationen zum BAf6G finden Sie im Internet

unter www.bafég.de.


http://www.bafög.de
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Anspruch auf Krankengeld bei Erkrankung
des Kindes

In der gesetzlichen Krankenversicherung versicherte Eltern

bekommen fiir jedes gesetzlich versicherte Kind bis zu zehn

Arbeitstage Krankengeld im Jahr, wenn ihr Kind

I unter zwolf Jahre alt ist und

I nach arztlichem Attest von ihnen beaufsichtigt, betreut oder
gepflegt werden muss und berufstatige Eltern daher nicht
ihrer Arbeit nachgehen kdnnen und keine andere im Haus-
halt lebende Person die Beaufsichtigung, Betreuung oder
Pflege ibernehmen kann.

Insgesamt ist der Anspruch fiir jeden Versicherten auf
25 Arbeitstage begrenzt.

Bei Alleinerziehenden besteht der Anspruch fiir jedes Kind
langstens fiir 20 Arbeitstage, bei mehreren Kindern héchstens

fiir 50 Arbeitstage im Jahr.

Informationen hierzu erteilen die Krankenkassen.
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IV.

Weitere Unterstlitzungsange-
bote und Informationen

Kinder- und Jugendhilfe

Das Achte Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) enthélt ein breites
Spektrum an allgemeinen Férderungsangeboten und indivi-
duellen Erziehungshilfen. Sie werden von freien Trigern (zum
Beispiel Wohlfahrtsverbinde, Jugendverbédnde, Elterninitiativ
en, Selbsthilfegruppen) und von den 6rtlichen Jugendimtern
(Kreis, kreisfreie Stadt, kreisangehorige Gemeinde) erbracht.
Hier sind insbesondere folgende Leistungen zu nennen:

I Beratung in Fragen der Partnerschaft, Trennung und
Scheidung,

I Beratung und Unterstiitzung bei der Ausiibung der Perso-
nensorge und des Umgangsrechts,

I Beratung nicht miteinander verheirateter Eltern Giber die
Abgabe einer Sorgeerkldarung,

I Unterbringung von alleinerziehenden Elternteilen mit ihren
Kindern in betreuten Wohnformen,

I Beratung und Unterstiitzung bei der Ausiibung der Personen-
sorge einschlieRlich der Geltendmachung von Unterhalts-
anspriichen des Kindes oder der bzw. des Jugendlichen,

I Betreuung und Versorgung des Kindes in Notsituationen,

I Tagesbetreuung fiir Kinder,

35
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I Hilfe zur Erziehung, wenn die elterliche Erziehungskompe-
tenz dieser besonderen Form der Unterstiitzung bedarf und
die Hilfe fir die Entwicklung des Kindes oder der bzw. des
Jugendlichen erforderlich oder geeignet ist. Hierzu gehoren
insbesondere:

I Erziehungsberatung

I Soziale Gruppenarbeit

I Erziehungsbeistandschaft

I Sozialpadagogische Familienhilfe

I Erziehung in einer Tagesgruppe

I Kurzfristige oder dauerhafte Unterbringung eines Kindes
oder eines Jugendlichen in Vollzeitpflege, Heimerziehung
oder einer sonstigen betreuten Wohnform

I Intensive sozialpidagogische Einzelbetreuung

I Eingliederungshilfe fiir seelisch behinderte Kinder und
Jugendliche.

Informationen enthilt die Broschiire ,,Kinder- und Jugendhilfe
(Achtes Buch Sozialgesetzbuch)“ Diese finden Sie als Download
unter www.bmfsfj.de in der Rubrik ,Service/Publikationen®.

Bundesstiftung Mutter und Kind

Die Bundesstiftung ,Mutter und Kind - Schutz des ungebore-
nen Lebens” hilft schnell und unbiirokratisch schwangeren
Frauen in Notlagen mit erginzender finanzieller Unterstiit-
zung in Verbindung mit individueller Beratung, um ihnen
die Fortsetzung der Schwangerschaft und die Betreuung des
Kleinkindes zu erleichtern. Die Zuschiisse sind moglich fiir
alle Aufwendungen, die im Zusammenhang mit der Schwan-
gerschaft und Geburt sowie der Pflege und Erziehung eines
Kleinkindes entstehen, wie z.B. fir Schwangerschafts-


http://www.bmfsfj.de
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bekleidung, Babyerstausstattung, Wohnung und Einrichtung
sowie fiir die Betreuung des Kleinkindes. Auf die Hilfen der
Bundesstiftung besteht kein Rechtsanspruch. Bei der Beantra-
gung anderer Sozialleistungen gelten die Hilfen der Stiftung
nicht als Einkommen und diirfen nicht angerechnet werden.
Hohe und Dauer der Stiftungshilfen richten sich nach der
individuellen finanziellen Notlage der werdenden Mutter.

Voraussetzungen fiir die Stiftungshilfe:

I Esbesteht eine Notlage der schwangeren Frau. Dazu muss
die Schwangerschaftsberatungsstelle die Einkommensver-
haéltnisse tiberprifen.

Andere Hilfen sind nicht oder nicht rechtzeitig moglich oder
nicht ausreichend.

Der Antrag wird wiahrend der Schwangerschaft bei einer
Schwangerschaftsberatungsstelle am Wohnort der Frau
gestellt. Die ¢rtlichen Schwangerschaftsberatungsstellen
finden Sie im Internet mithilfe der gingigen
Suchmaschinen z.B. unter den Suchbegriffen
Arbeiterwohlfahrt, Caritas, Diakonisches Werk, donum vitae,
Sozialdienst katholischer Frauen oder bei der Stadt- oder
Landkreisverwaltung.

Unter www.bundesstiftung-mutter-und-kind.de finden Sie
alles zur Arbeit der Bundesstiftung und viele wichtige Infor-
mationen rund um Schwangerschaft und Geburt sowie Links
zu zwei Suchmaschinen fir die Suche nach wohnortnahen
Schwangerschaftsberatungsstellen.

Informationen enthilt auch das Faltblatt ,,Bundesstiftung
Mutter und Kind*.
Bestelladresse siehe Seite 43.
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Vertrauliche Geburt

Die vertrauliche Geburt ist ein Hilfsangebot speziell fiir Frau-
en, die ihre Schwanger- und Mutterschaft aufgrund eines
psychosozialen Konflikts geheim halten mochten. Das Gesetz
zum Ausbau der Hilfen fiir Schwangere und zur Regelung der
vertraulichen Geburt schafft fiir sie ein umfassendes Bera-
tungsangebot und eine Moglichkeit, das Kind sicher in einer
Klinik oder bei einer Hebamme zur Welt zu bringen. Das
Angebot der vertraulichen Geburt ist an ein verbindliches
Verfahren gekniipft und wird {iber die bundesweit zur Ver-
figung stehenden Schwangerschaftsberatungsstellen unter-
schiedlicher Tréiger gesteuert.

Es besteht ein gesetzlich verankerter Anspruch auf anonyme
Beratung; die Beratungsfachkréfte sind zur Verschwiegenheit
verpflichtet.

Ein weiteres Angebot zur Unterstiitzung von Schwangeren
mit Anonymitdtswunsch ist das bundesweite kostenlose
Hilfetelefon ,Schwangere in Not - anonym und sicher” unter
der Rufnummer 0800 40 40 020. Das Telefon ist rund um die
Uhr erreichbar, barrierefrei und berit in 18 Sprachen. Es wird
durch eine Online-Beratung erginzt, die tiber das Portal
www.geburt-vertraulich.de genutzt werden kann. Das Portal
informiert zudem umfassend iiber die neuen Hilfsangebote
und enthélt auflerdem die Adressen aller Schwangerschafts-
beratungsstellen in Deutschland.

Weitere Informationen iiber die neuen Hilfen fiir Schwangere
und die vertrauliche Geburt finden sich in der Broschiire

»Die vertrauliche Geburt*

Bestelladresse siehe Seite 43.


http://www.geburt-vertraulich.de
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Mutterschutz

Einen besonderen Schutz bei der Arbeit, in der Ausbildung
und im Studium bietet das Mutterschutzrecht. Es gilt insbe-
sondere fiir Frauen nach der Entbindung und in der Stillzeit.
Das Mutterschutzrecht sieht u.a. fiir beschiftigte Frauen
Mutterschaftsleistungen wiahrend der Schutzfrist nach der
Entbindung vor und verpflichtet die Arbeitgeberin oder den
Arbeitgeber bzw. die Ausbildungsstelle zu Schutzmaffnahmen,
durch die unverantwortbare Gefdhrdungen am Arbeits- bzw.
Ausbildungsplatz in Zusammenhang mit dem Stillen vermie-
den werden. Zudem ist Benachteiligungen von Frauen nach
der Entbindung und in der Stillzeit entgegenzuwirken.

Leitfaden zum
Mit dem Gesetz zur Neuregelung des Mutterschutzrechts ist Mutterschutz
zum 1. Januar 2018 ein neues Mutterschutzgesetz in Kraft
getreten.

Ausfiihrliche Informationen enthilt die Broschiire
»Leitfaden zum Mutterschutz®.

Bestelladresse siehe Seite 43.

Weitere Informationen finden Sie unter

www.familienportal.de.


http://www.familienportal.de
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Weitere Unterstiitzungsangebote und Informationen

Wiedereinstiegsrechner

Frauen und Ménner, die nach einer Familienphase wieder
eine Erwerbstatigkeit aufnehmen mochten, finden auf
www.perspektive-wiedereinstieg.de ein breites Informations-
angebot sowie Anregungen und Hinweise fir die Planung
und Umsetzung des beruflichen Wiedereinstiegsprozesses.
Das Lotsenportal bietet rund um das Thema Wiedereinstieg
weiterfihrende Informationen, Kontaktadressen zu entspre-
chenden Beratungsstellen sowie Hinweise zu Veranstaltungen
vor Ort.

Mit dem Wiedereinstiegsrechner (http://www.
wiedereinstiegsrechner.de) kann der wirtschaftliche Vorteil
einer Berufsriickkehr in eine sozialversicherungspflichtige
Beschiftigung nach einer familien-/pflegebedingten Erwerbs-
unterbrechung berechnet werden. Der nutzerfreundlich
gestaltete Rechner zeigt anhand weniger Angaben (zum
Beispiel Berufserfahrung, Ausbildung, Branche, Arbeitszeit,
Anzahl der Kinder) die finanziellen Perspektiven eines Wie-
dereinstiegs in den Beruf auf. Anhand einfacher Grafiken
werden neben dem voraussichtlich zu erzielenden Brutto-
und Nettolohn auch die zu erwerbenden Rentenanspriiche
dargestellt. Der Wiedereinstiegsrechner bietet gleichzeitig
einen Zugang zu den Tarifdatenbanken des WSI (Tarifarchiv
des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts in
der Hans-Bockler-Stiftung) und zum Lohnspiegel.

Weitere Informationen enthilt der Flyer ,Lotsenportal
www.perspektive-wiedereinstieg.de”.
Bestelladresse siehe Seite 43.


http://www.perspektive-wiedereinstieg.de
http://www.wiedereinstiegsrechner.de
http://www.wiedereinstiegsrechner.de
http://www.perspektive-wiedereinstieg.de
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Familienportal und Infotool

Das Familienportal (www.familienportal.de) biindelt alle
relevanten Informationen zu staatlichen Familienleistungen,
gesetzlichen Regelungen und Unterstiitzungsmoglichkeiten in
einer Hand. Es orientiert sich an den unterschiedlichen
Lebenslagen von Familien, wie zum Beispiel ,,Schwanger-
schaft und Geburt®, ,Krise und Konflikt“ oder ,Trennung®.
Uber die Beratung-vor-Ort-Suche kénnen Nutzerinnen und
Nutzer durch die Eingabe ihrer Postleitzahl Amter und Stellen
in ihrer Ndhe finden, bei denen sie Leistungen beantragen
oder weitere Beratungs- und Unterstiitzungsangebote bekom-
men konnen. Auch sind diverse Rechner und Antrége tiber das
Familienportal erreichbar, so das ElterngeldDigital, der
Elterngeldrechner, der Wiedereinstiegsrechner, der Familien-
pflegezeitrechner sowie das ,Infotool Familienleistungen®.
Uber das Infotool (Wwww.infotool-familie.de) konnen (werden-
de) Eltern und pflegende Angehorige nach Eingabe weniger
Angaben zu ihrer personlichen Situation individuell erfahren,
auf welche Familienleistungen sie voraussichtlich Anspruch
haben und wo Sie weitere Informationen dazu finden.

Behdrdennummer 115

Mit der Behérdennummer 115 haben Biirgerinnen und Biirger -

einen direkten Draht zu den Behérden in Deutschland. Uber ﬁjsj
die 115 erhalten sie Antworten zu den hiufigsten Anliegen s sErcROEAGS
an Behorden. Dabei ist es egal, welche Behorde, Verwaltungs-

ebene oder Zustindigkeit betroffen ist.


http://www.familienportal.de
http://www.infotool-familie.de
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Weitere Unterstiitzungsangebote und Informationen

Zum Beispiel:

I Wie kann ich Elterngeld beantragen?

I Wer erhilt Kindergeld?

I Bendtigt mein Kind einen Reisepass?

I Wo kann ich einen neuen Personalausweis bekommen?
I Wie kann ich BAf6G beantragen?

I Wie melde ich ein Gewerbe an?

Die 115 spart Zeit, ist unkompliziert und zuverlassig: Die
aufwindige Suche nach Zustidndigkeiten und einzelnen Tele-
fonnummern entfillt. Die meisten Anfragen kénnen sofort
beantwortet werden, so dass sich die Anruferin oder der
Anrufer mit demselben Anliegen nicht ein zweites Mal an die
Verwaltung wenden muss. Unnotige Behérdengédnge konnen
somit vermieden werden.

Die Anruferin oder der Anrufer muss sich um nichts mehr

kiimmern, wenn keine direkte telefonische Auskunft gegeben

werden kann: Eine Riickmeldung ist garantiert. Die 115 ist der
erste Biirgerservice mit einem einheitlichen Serviceverspre-
chen:

I Die 115 ist von Montag bis Freitag von 8.00 bis 18.00 Uhr
erreichbar.

I Wenn eine Anfrage weitergeleitet wird, erhilt die Anruferin
oder der Anrufer wiahrend der Servicezeiten innerhalb von
24 Stunden eine Riickmeldung, je nach Wunsch per E-Mail,
Fax oder Riickruf.

Weitere Informationen und eine Ubersicht, in welchen Stidten
und Gemeinden die 115 bereits erreichbar ist, finden Sie unter
www.115.de. Hier sind auch verschiedene Publikationen zum
Thema erhiltlich.

Bestelladresse siehe Seite 43.


http://www.115.de
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Hilfetelefon Gewalt gegen Frauen

Nach einer aktuellen Studie der Agentur der Européischen
Union fiir Grundrechte sind in Deutschland rund 35 Prozent
aller Frauen mindestens einmal in ihrem Leben von physi-
scher und/oder sexueller Gewalt betroffen. Damit findet
Gewalt gegen Frauen - weitgehend unbemerkt - in der Mitte
der Gesellschaft statt.

Das Hilfetelefon ist ein 24-Stunden-Beratungsangebot, das
barrierefrei, kostenlos und vertraulich via Telefon und Web-
site in 18 Sprachen zu allen Formen von Gewalt berit. Dabei
bietet das Hilfetelefon nicht nur betroffenen Frauen die not-
wendige Unterstiitzung durch kompetente Fachberaterinnen.
Auch Familienmitglieder, Freundinnen und Freunde von
Betroffenen sowie Fachkrifte kdnnen sich mit ihren Fragen
an die 08000 116 016 oder an www.hilfetelefon.de wenden.

Weitere Informationen finden Sie in dem Flyer
»Hilfe bei Gewalt gegen Frauen®.

Bezugsstelle:

Publikationsversand der Bundesregierung

Postfach 48 10 09

18132 Rostock

Tel.: 030 182722721

Fax: 030 18102722721

Gebirdentelefon: gebaerdentelefon@sip.bundesregierung.de
E-Mail: publikationen@bundesregierung.de

www.bmfsfj.de
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V.

Unterhaltsvorschussgesetz

Gesetz zur Sicherung des Unterhalts von Kindern alleinstehender Miitter und Vater durch
Unterhaltsvorschiisse oder -ausfallleistungen (Unterhaltsvorschussgesetz)

vom 23. Juli 1979 (BGBL. I S. 1184), in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juli 2007
(BGBL.IS. 1446), zuletzt gedndert durch Artikel 39 des Gesetzes zur weiteren steuerlichen
Forderung der Elektromobilitit und zur Anderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom

12. Dezember 2019 (BGBL. I S. 2451)

(1a) Uber Absatz 1 Nummer 1 hinaus be-

steht Anspruch auf Unterhaltsleistung bis

Berechtigte

zur Vollendung des 18. Lebensjahres des

Kindes, wenn

(1) Anspruch auf Unterhaltsvorschuss

oder -ausfallleistung nach diesem Gesetz L

(Unterhaltsleistung) hat, wer

1. daszwolfte Lebensjahr noch nicht
vollendet hat,

2. im Geltungsbereich dieses Gesetzes bei
einem seiner Elternteile lebt, der ledig, 2

verwitwet oder geschieden ist oder von

seinem Ehegatten oder Lebenspartner

dauernd getrennt lebt, und
3. nicht oder nicht regelméifiig

a) Unterhalt von dem anderen Eltern-
teil oder,

b) wenn dieser oder ein Stiefelternteil
gestorben ist, Waisenbeziige min-
destens in derin § 2 Absatz 1 und 2
bezeichneten Hohe erhilt.

das Kind keine Leistungen nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch bezieht
oder durch die Unterhaltsleistung die
Hilfebediirftigkeit des Kindes nach § 9
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch
vermieden werden kann oder

der Elternteil nach Absatz 1 Nummer 2
mit Ausnahme des Kindergeldes tiber
Einkommen im Sinne des § 11 Absatz 1
Satz 1 des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch in Héhe von mindestens 600 Euro
verfligt, wobei Betrage nach § 11b des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch nicht
abzusetzen sind.
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Fir die Feststellung der Vermeidung

der Hilfebediirftigkeit und der Hohe

des Einkommens nach Satz 1 ist der fir
den Monat der Vollendung des zwolften
Lebensjahres, bei spaterer Antragstellung
der fiir diesen Monat und bei Uberprii-
fung zu einem spiteren Zeitpunkt der fir
diesen Monat zuletzt bekanntgegebene
Bescheid des Jobcenters zugrunde zu
legen. Die jeweilige Feststellung wirkt
fiir die Zeit von dem jeweiligen Monat bis
einschliefilich des Monats der nichsten
Uberpriifung.

(2) Ein Elternteil, bei dem das Kind lebt,
gilt als dauernd getrennt lebend im Sinne
des Absatzes 1 Nr. 2, wenn im Verhiltnis
zum Ehegatten oder Lebenspartner ein
Getrenntleben im Sinne des § 1567 des
Biirgerlichen Gesetzbuchs vorliegt oder
wenn sein Ehegatte oder Lebenspartner
wegen Krankheit oder Behinderung oder
aufgrund gerichtlicher Anordnung fiir
voraussichtlich wenigstens sechs Monate
in einer Anstalt untergebracht ist.

(2a) Ein nicht freiztigigkeitsberechtigter
Ausliander hat einen Anspruch nach Absatz
1 oder Absatz 1a nur, wenn er oder sein
Elternteil nach Absatz 1 Nummer 2!

1. eine Niederlassungserlaubnis oder eine
Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU
besitzt,

2. eine Blaue Karte EU, eine ICT-Karte,
eine Mobiler-ICT-Karte oder eine
Aufenthaltserlaubnis besitzt, die

fiir einen Zeitraum von mindestens

sechs Monaten zur Ausiibung einer

Erwerbstitigkeit berechtigen oder

berechtigt haben oder diese erlauben,

es sei denn, die Aufenthaltserlaubnis

wurde

a) nach § 16e des Aufenthaltsgesetzes
zu Ausbildungszwecken, nach § 19¢
Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes
zum Zweck der Beschiftigung als
Au-Pair oder zum Zweck der Sai-
sonbeschiftigung, nach § 19e des
Aufenthaltsgesetzes zum Zweck der
Teilnahme an einem Europiischen
Freiwilligendienst oder nach § 20
Absatz 1 und 2 des Aufenthaltsge-
setzes zur Arbeitsplatzsuche erteilt,

b) nach § 16b des Aufenthaltsgesetzes
zum Zweck eines Studiums, nach
§ 16d des Aufenthaltsgesetzes fir
Mafnahmen zur Anerkennung
ausldandischer Berufsqualifikati-
onen oder nach § 20 Absatz 3 des
Aufenthaltsgesetzes zur Arbeits-
platzsuche erteilt und er ist weder
erwerbstétig noch nimmt er Eltern-
zeit nach § 15 des Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetzes oder
laufende Geldleistungen nach dem
Dritten Buch Sozialgesetzbuch in
Anspruch,

c¢) nach § 23 Absatz 1 des Aufenthalts-
gesetzes wegen eines Krieges in
seinem Heimatland oder nach den
§§ 23a, 24 oder § 25 Absatz 3 bis 5
des Aufenthaltsgesetzes erteilt,

1 Der Gesetzestext des § 1 Absatz 2a stellt die Rechtslage ab 1. Marz 2020 dar
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3. einein Nummer 2 Buchstabe ¢ genann-
te Aufenthaltserlaubnis besitzt und im
Bundesgebiet berechtigt erwerbstitig
ist oder Elternzeit nach § 15 des Bun-
deselterngeld- und Elternzeitgesetzes
oder laufende Geldleistungen nach
dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch in
Anspruch nimmt,

4. einein Nummer 2 Buchstabe c ge-
nannte Aufenthaltserlaubnis besitzt
und sich seit mindestens 15 Monaten
erlaubt, gestattet oder geduldet im
Bundesgebiet aufhilt oder

5. eine Beschiftigungsduldung gemif}

§ 60d in Verbindung mit § 60a Absatz 2
Satz 3 des Aufenthaltsgesetzes besitzt.
Abweichend von Satz 1 Nummer 3
erste Alternative ist ein minderjihriger
nicht freiziigigkeitsberechtigter Aus-
lander unabhingig von einer Erwerbs-
tatigkeit anspruchsberechtigt.

(3) Anspruch auf Unterhaltsleistung nach
diesem Gesetz besteht nicht, wenn der in
Absatz 1 Nr. 2 bezeichnete Elternteil mit
dem anderen Elternteil zusammenlebt
oder sich weigert, die Auskiinfte, die zur
Durchfiihrung dieses Gesetzes erforderlich
sind, zu erteilen oder bei der Feststellung
der Vaterschaft oder des Aufenthalts des
anderen Elternteils mitzuwirken.

(4) Anspruch auf Unterhaltsleistung nach
diesem Gesetz besteht nicht fiir Monate,
fiir die der andere Elternteil seine Unter-
haltspflicht gegeniiber dem Berechtigten
durch Vorausleistung erfiillt hat. Soweit
der Bedarf eines Kindes durch Leistungen
nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch
gedeckt ist, besteht kein Anspruch auf Un-
terhaltsleistungen nach diesem Gesetz.

Umfang der Unterhaltsleistung

(1) Die Unterhaltsleistung wird monatlich
in Hohe des sich nach § 1612a Absatz 1
Satz 3 Nummer 1, 2 oder 3 des Biirger-
lichen Gesetzbuchs ergebenden monat-
lichen Mindestunterhalts gezahlt.

(1) §1612a Absatz 2 Satz 2 des Biirger-
lichen Gesetzbuchs gilt entsprechend.
Liegen die Voraussetzungen des § 1 nur fiir
den Teil eines Monats vor, wird die Unter-
haltsleistung anteilig gezahlt.

(2) Wenn der Elternteil, bei dem der
Berechtigte lebt, fiir den Berechtigten
Anspruch auf volles Kindergeld nach dem
Einkommensteuergesetz oder nach dem
Bundeskindergeldgesetz in der jeweils
geltenden Fassung oder auf eine der in § 65
Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes
oder § 4 Absatz 1 des Bundeskindergeld-
gesetzes bezeichneten Leistungen hat,
mindert sich die Unterhaltsleistung um
das fir ein erstes Kind zu zahlende Kin-
dergeld nach § 66 des Einkommensteuer-
gesetzes oder § 6 des Bundeskindergeldge-
setzes. Dasselbe gilt, wenn ein Dritter mit
Ausnahme des anderen Elternteils diesen
Anspruch hat.

(3) Auf die sich nach den Absitzen 1 und
2 ergebende Unterhaltsleistung werden
folgende in demselben Monat erzielte
Einklinfte des Berechtigten angerechnet:
1. Unterhaltszahlungen des Elternteils,
bei dem der Berechtigte nicht lebt,
2. Waisenbeziige einschliefdlich entspre-
chender Schadenersatzleistungen,
die wegen des Todes des in Nummer 1
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bezeichneten Elternteils oder eines
Stiefelternteils gezahlt werden.

(4) Fur Berechtigte, die keine allgemein-
bildende Schule mehr besuchen, mindert
sich die nach den Absitzen 1 bis 3 erge-
bende Unterhaltsleistung, soweit ihre in
demselben Monat erzielten Einkiinfte des
Vermogens und der Ertrag ihrer zumutba-
ren Arbeit zum Unterhalt ausreichen. Als
Ertrag der zumutbaren Arbeit des Berech-
tigten aus nichtselbststdndiger Arbeit gel-
ten die Einnahmen in Geld entsprechend
der fiir die mafigeblichen Monate erstell-
ten Lohn- und Gehaltsbescheinigungen
des Arbeitgebers abziiglich eines Zwolftels
des Arbeitnehmer-Pauschbetrags; bei Aus-
zubildenden sind zusétzlich pauschal 100
Euro als ausbildungsbedingter Aufwand
abzuziehen. Einkiinfte und Ertrige nach
den Sitzen 1 und 2 sind nur zur Hilfte zu
berticksichtigen.

Dauer der Unterhaltsleistung
(aufgehoben)

Beschrdnkte Riickwirkung

Die Unterhaltsleistung wird rickwirkend
langstens fiir den letzten Monat vor dem
Monat gezahlt, in dem der Antrag hierauf
bei der zustindigen Stelle oder bei einer
derin § 16 Absatz 2 Satz 1 des Ersten
Buches Sozialgesetzbuch bezeichneten
Stellen eingegangen ist; dies gilt nicht,
soweit es an zumutbaren Bemiithungen
des Berechtigten gefehlt hat,denin § 1

Absatz 1 Nr. 3 bezeichneten Elternteil zur
Unterhaltszahlungen zu veranlassen.

Ersatz- und Riickzahlungspflicht

(1) Haben die Voraussetzungen fiir die
Zahlung der Unterhaltsleistung in dem
Kalendermonat, fiir den sie gezahlt
worden ist, nicht oder nicht durchgehend
vorgelegen, so hat der Elternteil, bei dem
der Berechtigte lebt, oder der gesetzliche
Vertreter des Berechtigten den geleisteten
Betrag insoweit zu ersetzen, als er
1. die Zahlung der Unterhaltsleistung
dadurch herbeigefiihrt hat, dass er
vorsitzlich oder fahrléssig falsche oder
unvollstindige Angaben gemacht oder
eine Anzeige nach § 6 unterlassen hat,
oder
2. gewusst oder infolge Fahrlissigkeit
nicht gewusst hat, dass die Vorausset-
zungen fir die Zahlung der Unterhalts-
leistung nicht erfallt waren.

(2) Haben die Voraussetzungen fiir die
Zahlung der Unterhaltsleistung in dem
Kalendermonat, fiir den sie gezahlt worden
ist, nicht vorgelegen, weil der Berechtigte
nach Stellung des Antrages auf Unterhalts-
leistungen Einkommen im Sinne des § 2
Absatz 3 oder Einkiinfte und Ertrige im
Sinne des § 2 Absatz 4 erzielt hat, die bei
der Bewilligung der Unterhaltsleistung
nicht beriicksichtigt worden sind, so hat
der Berechtigte insoweit den geleisteten
Betrag zurtickzuzahlen.
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Auskunfts- und Anzeigepflicht

(1) Der Elternteil, bei dem der Berechtigte
nicht lebt, ist verpflichtet, der zustandi-
gen Stelle auf Verlangen die Auskiinfte

zu erteilen, die zur Durchfithrung dieses
Gesetzes erforderlich sind. Der Elternteil
muss insbesondere darlegen, dass er seiner
aufgrund der Minderjihrigkeit des Berech-
tigten erh6hten Leistungsverpflichtung
vollstindig nachkommt.

(2) Der Arbeitgeber des in Absatz 1
bezeichneten Elternteils ist verpflichtet,
der zustandigen Stelle auf Verlangen tiber
die Art und Dauer der Beschiftigung, die
Arbeitsstitte und den Arbeitsverdienst
des in Absatz 1 bezeichneten Elternteils
Auskunft zu geben, soweit die Durchfiih-
rung dieses Gesetzes es erfordert. Versi-
cherungsunternehmen sind auf Verlangen
der zustandigen Stellen zu Auskiinften
tber den Wohnort und tiber die Héhe von
Einktnften des in Absatz 1 bezeichneten
Elternteils verpflichtet, soweit die Durch-
fihrung dieses Gesetzes es erfordert.

(3) Die nach den Absédtzen 1 und 2 zur
Erteilung einer Auskunft Verpflichteten
konnen die Auskunft auf solche Fragen
verweigern, deren Beantwortung sie selbst
oder einen der in § 383 Absatz 1 Nr. 1 bis 3
der Zivilprozessordnung bezeichneten
Angehorigen der Gefahr strafgerichtlicher
Verfolgung oder eines Verfahrens nach
dem Gesetz iiber Ordnungswidrigkeiten
aussetzen wiirde.

(4) Der Elternteil, bei dem der Berechtigte
lebt, und der gesetzliche Vertreter des Be-

rechtigten sind verpflichtet, der zustandi-
gen Stelle die Anderungen in den Verhilt-
nissen, die fur die Leistung erheblich sind
oder iiber die im Zusammenhang mit der
Leistung Erklarungen abgegeben worden
sind, unverziiglich mitzuteilen.

(5) Die nach § 69 des Zehnten Buches
Sozialgesetzbuch zur Auskunft befugten
Sozialleistungstrager und anderen Stellen
sowie die Finanzdmter sind verpflich-

tet, der zustdandigen Stelle auf Verlan-

gen Auskiinfte tiber den Wohnort, den
Arbeitgeber und die Hohe der Einkiinfte
desin Absatz 1 bezeichneten Elternteils zu
erteilen, soweit die Durchfithrung dieses
Gesetzes es erfordert.

(6)

(7) Die zustiandigen Stellen diirfen

das Bundeszentralamt fiir Steuern
ersuchen, bei den Kreditinstituten die

in § 93b Absatz 1 der Abgabenordnung
bezeichneten Daten abzurufen, soweit

die Durchfithrung des § 7 dies erfordert
und ein vorheriges Auskunftsersuchen an
den in Absatz 1 bezeichneten Elternteil
nicht zum Ziel gefithrt hat oder keinen
Erfolg verspricht (§ 93 Absatz 8 Satz 2 der
Abgabenordnung).

(8) Die zustandige Stelle ist auf Antrag
des Elternteils, bei dem der Berechtig-

te lebt, nach Mafdgabe des § 74 Absatz 1
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a des Zehnten
Buches Sozialgesetzbuch verpflichtet, ihm
die in den Absdtzen 1, 2 und 6 genannten
Auskunfte zu iibermitteln.
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Ubergang von Anspriichen des Berechtigten

(1) Hat der Berechtigte fiir die Zeit, fiir die
ihm die Unterhaltsleistung nach diesem
Gesetz gezahlt wird, einen Unterhaltsan-
spruch gegen den Elternteil, bei dem er
nicht lebt, oder einen Anspruch auf eine
sonstige Leistung, die bei rechtzeitiger
Gewdhrung nach § 2 Absatz 3 als Einkom-
men anzurechnen wire, so geht dieser
Anspruch in Héhe der Unterhaltsleistung
nach diesem Gesetz zusammen mit dem
unterhaltsrechtlichen Auskunftsanspruch
auf das Land tiber. Satz 1 gilt nicht, soweit
ein Erstattungsanspruch nach den §§ 102
bis 105 des Zehnten Buches Sozialgesetz-
buch besteht.
(2) Frdie Vergangenheit kann der in
Absatz 1 bezeichnete Elternteil nur von
dem Zeitpunkt an in Anspruch genommen
werden, in dem
1. die Voraussetzungen des § 1613 des
Biirgerlichen Gesetzbuchs vorgelegen
haben oder
2. derin Absatz 1 bezeichnete Elternteil
von dem Antrag auf Unterhaltsleistung
Kenntnis erhalten hat und er dartiber
belehrt worden ist, dass er fiir den ge-
leisteten Unterhalt nach diesem Gesetz
in Anspruch genommen werden kann.

(3) Anspriche nach Absatz 1 sind rechtzei-
tig und vollstindig nach den Bestimmun-
gen des Haushaltsrechts durchzusetzen.
Der Ubergang eines Unterhaltsanspruchs

kann nicht zum Nachteil des Unterhaltsbe-
rechtigten geltend gemacht werden, soweit
dieser fiir eine spitere Zeit, fir die er keine
Unterhaltsleistung nach diesem Gesetz er-
halten hat oder erhilt, Unterhalt von dem
Unterhaltspflichtigen verlangt.

(4) Wenn die Unterhaltsleistung voraus-
sichtlich auf lingere Zeit gewéhrt werden
muss, kann das Land auch einen Unter-
haltsanspruch fiir die Zukunft in Hohe der
bewilligten Unterhaltsleistung gerichtlich
geltend machen. Der Unterhalt kann als
veranderlicher Mindestunterhalt entspre-
chend § 1612a Absatz 1 Satz 1 des Biirger-
lichen Gesetzbuchs beantragt werden. Das
Land kann den auf ihn ibergegangenen
Unterhaltsanspruch im Einvernehmen mit
dem Unterhaltsleistungsempfianger auf
diesen zur gerichtlichen Geltendmachung
riickiibertragen und sich den geltend
gemachten Unterhaltsanspruch abtreten
lassen. Kosten, mit denen der Unterhalts-
leistungsempfianger dadurch selbst belas-
tet wird, sind zu iibernehmen.

(5) Betreibt das Land die Zwangsvollstre-
ckung aus einem Vollstreckungsbescheid,
ist zum Nachweis des nach Absatz 1 iiber-
gegangenen Unterhaltsanspruchs dem
Vollstreckungsantrag der Bescheid gemaf}
§ 9 Absatz 2 beizufiigen.
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Ubergegangene Anspriiche des Berechtig-
ten bei Leistungsunfahigkeit

Solange der Elternteil, bei dem der Be-
rechtigte nicht lebt, Leistungen nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch bezieht
und tiber kein eigenes Einkommen im
Sinne von § 11 Absatz 1 Satz 1 des Zweiten
Buches Sozialgesetzbuch verfiigt, wird der
nach § 7 tibergegangene Unterhaltsan-
spruch nicht verfolgt.

Aufbringung der Mittel

(1) Geldleistungen, die nach dem Gesetz
zu zahlen sind, werden zu 40 Prozent vom
Bund, im Ubrigen von den Lindern ge-
tragen. Eine angemessene Aufteilung der
nicht vom Bund zu zahlenden Geldleistun-
gen auf Linder und Gemeinden liegt in der
Befugnis der Lander.

(2) Die nach § 7 eingezogenen Betrige
fiihren die Lander zu 40 Prozent an den
Bund ab.

Verfahren und Zahlungsweise

(1) Uber die Zahlung der Unterhaltsleis-
tung wird auf schriftlichen Antrag des
Elternteils, bei dem der Berechtigte lebt,
oder des gesetzlichen Vertreters des Be-

rechtigten entschieden. Der Antrag soll an
die durch Landesrecht bestimmte Stelle, in
deren Bezirk der Berechtigte seinen Wohn-
sitz hat, gerichtet werden.

(2) Die Entscheidung ist dem Antragsteller
schriftlich mitzuteilen. In dem Bescheid
sind die nach § 2 Absatz 2 bis 4 angerech-
neten Betrige anzugeben.

(3) Die Unterhaltsleistung ist monatlich
im Voraus zu zahlen. Auszuzahlende Be-
trage sind auf volle Euro aufzurunden. Be-
trage unter 5 Euro werden nicht geleistet.

BuRgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatz-

lich oder fahrlassig

1. entgegen § 6 Absatz 1 oder 2 auf
Verlangen eine Auskunft nicht, nicht
richtig, nicht vollstindig oder nicht in-
nerhalb der von der zustdndigen Stelle
gesetzten Frist erteilt oder

2. entgegen § 6 Absatz 4 eine Anderung in
den dort bezeichneten Verhéltnissen
nicht richtig, nicht vollstindig oder
nicht unverziiglich mitteilt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit
einer Geldbufe geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehorde im Sinne des § 36
Absatz 1 Nr. 1 des Gesetzes tiber Ordnungs-
widrigkeiten ist die durch Landesrecht
bestimmte Stelle.
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Ubergangsvorschrift

Vom Abdruck wird abgesehen.
Anwendungsvorschrift

Vom Abdruck wird abgesehen.
Bericht

Vom Abdruck wird abgesehen.
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